
 
 
 
 

 
 

Erklärung zur Unternehmensführung gemäß §289a HGB 
 

Die Unternehmensführung der IVU Traffic Technologies AG („IVU“) als börsennotierte deutsche Aktien-
gesellschaft wird in erster Linie durch das Aktiengesetz und daneben durch die Vorgaben des Deutschen 
Corporate Governance Kodex in seiner jeweils aktuellen Fassung bestimmt. 

Entsprechend den gesetzlichen Vorschriften unterliegt die IVU dem sogenannten „dualen Führungssys-
tem“, das durch eine strikte personelle Trennung zwischen dem Vorstand als Leitungsorgan und dem 
Aufsichtsrat als Überwachungsorgan gekennzeichnet ist. 

Der Vorstand leitet das Unternehmen mit dem Ziel nachhaltiger Wertschöpfung in eigener Verantwor-
tung. Dabei gilt der Grundsatz der Gesamtverantwortung, d. h., die Mitglieder des Vorstands tragen ge-
meinsam die Verantwortung für die gesamte Geschäftsführung. Sie entwickeln die Unternehmensstrate-
gie und sorgen in Abstimmung mit dem Aufsichtsrat für deren Umsetzung. 

Der Vorstand informiert den Aufsichtsrat regelmäßig, zeitnah und umfassend über alle für die IVU we-
sentlichen Aspekte der Geschäftsentwicklung, bedeutende Geschäftsvorfälle sowie die aktuelle Ertrags-
situation einschließlich der Risikolage und des Risikomanagements. Abweichungen des Geschäftsver-
laufs von früher aufgestellten Planungen und Zielen werden ausführlich erläutert und begründet. 

Der Aufsichtsrat berät den Vorstand bei der Leitung des Unternehmens und überwacht seine Tätigkeit. 
Er bestellt und entlässt die Mitglieder des Vorstands, beschließt das Vergütungssystem für die Vor-
standsmitglieder und setzt deren jeweilige Gesamtvergütung fest. Er wird in alle Entscheidungen einge-
bunden, die für die IVU von grundlegender Bedeutung sind. Der Aufsichtsrat der IVU besteht aus drei 
Mitgliedern. Weitere Informationen zur konkreten Arbeit des Aufsichtsrats und zu eventuellen Aus-
schüssen können dem Bericht des Aufsichtsrats entnommen werden. 

Gemäß dem „Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an Führungspositionen 
in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst“ legten der Aufsichtsrat die Zielgrößen für die Beteili-
gung von Frauen in Aufsichtsrat und Vorstand sowie der Vorstand die Zielgrößen für die Beteiligung von 
Frauen in den beiden Führungsebenen unterhalb des Vorstands durch Beschluss am 26.08.2015 fest. Für 
den Aufsichtsrat, den Vorstand und die erste Führungsebene unterhalb des Vorstands wurde eine Ziel-
größe von jeweils 0 % festgelegt, für die zweite Führungsebene unterhalb des Vorstands eine Zielgröße 
von 15 %. Bei der Besetzung von Führungspositionen achten Aufsichtsrat und Vorstand im Interesse der 
Gesellschaft hauptsächlich auf das Vorhandensein größtmöglicher fachlicher Kompetenzen und ziehen 
erst danach weitere Kriterien in Betracht.  

Die IVU sieht in einer verantwortungsvollen und transparenten Corporate Governance die Basis für lang-
fristigen wirtschaftlichen Erfolg. Leitbild ist dabei der Deutsche Corporate Governance Kodex in seiner 
jeweils aktuellen Fassung. Vorstand und Aufsichtsrat der IVU konnten daher nach pflichtgemäßer Prü-
fung zuletzt am 15.02.2019 die nachfolgende Entsprechenserklärung nach § 161 AktG abgeben: 

 



 
 
 
 

 
 

Erklärung des Vorstands und des Aufsichtsrats der IVU Traffic Technolo-
gies AG gemäß § 161 AktG zur Beachtung des Deutschen Corporate 
Governance Kodex 
 

Vorstand und Aufsichtsrat erklären hiermit gemäß den Bestimmungen des § 161 des Aktiengesetzes, 
dass die IVU Traffic Technologies AG die Bestimmungen und Empfehlungen des Deutschen Corporate 
Governance Kodex gemäß der aktuellen Fassung vom 7. Februar 2017 beachtet hat und weiter beachten 
wird mit folgenden Ausnahmen: 

(Die nachfolgende Nummerierung entspricht den so nummerierten Punkten des Kodex.) 

 

3.4 Informations- und Berichtspflichten des Vorstands 

Der Aufsichtsrat hat die Informations- und Berichtspflichten des Vorstands nicht förmlich festgelegt, da 
der Vorstand bereits gesetzlich dazu verpflichtet ist, den Aufsichtsrat umfassend zu informieren und der 
Aufsichtsrat bislang keinen Grund zur Beanstandung der Informationspolitik des Vorstands hatte. 

 

3.8 Selbstbehalt bei einer D&O-Versicherung für den Aufsichtsrat 

Da die Aufsichtsratstantieme relativ gering ist, hält die Gesellschaft einen nennenswerten Selbstbehalt 
für den Aufsichtsrat für nicht zumutbar. Auch ohne Selbstbehalt besteht eine ausreichende Grundlage 
für pflichtgemäßes Verhalten des Aufsichtsrats. 

 

4.1.3 Compliance Management System, Hinweisgebersystem 

Vorstand und Aufsichtsrat stimmen darin überein, dass die Einrichtung eines institutionalisierten Com-
pliance Management Systems aufgrund der Größe und Struktur der Gesellschaft sowie des fehlenden 
Gefahren- und Risikopotenzials für Compliance Verstöße nicht erforderlich ist. Ein solches System wäre 
im Verhältnis zum Nutzen für die Gesellschaft mit unverhältnismäßig hohen Kosten verbunden. Die Ge-
sellschaft stellt u.a. durch Arbeits- und Verfahrensanweisungen sicher, dass die Gesetze und Normen im 
Unternehmen eingehalten werden. 

Nach Ziffer 4.1.3 Satz 3 des Kodex soll Beschäftigten auf geeignete Weise die Möglichkeit eingeräumt 
werden, geschützt Hinweise auf Rechtsverstöße im Unternehmen zu geben (Einrichtung eines Whist-
leblowing-/Hinweisgebersystems). Dieser Empfehlung wird nicht entsprochen. Vorstand und Aufsichts-
rat sind der Auffassung, dass auch ohne die Einrichtung eines solchen Systems die Compliance im Unter-
nehmen sichergestellt ist. Zudem kann sich die Einrichtung eines Whistleblowing- /Hinweisgebersystems 
negativ auf das positive Betriebsklima der Gesellschaft auswirken. 

 

4.2.4 Ausweisen der Vorstandsbezüge 

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder wird im Anhang des Konzernabschlusses für das Geschäftsjahr 
2018 nicht individualisiert. Die Gesellschaft hat bisher die Vergütung der Vorstandsmitglieder nicht indi-
vidualisiert aufgrund des Beschlusses der Hauptversammlung vom 25.05.2016 gem. § 286 Abs. 5 HGB. 
Die Gesellschaft hält den Persönlichkeitsschutz für vorrangig. 



 
 
 
 

 
 

5.1.2 Altersgrenze für Vorstandsmitglieder, Diversity 

Eine Altersgrenze für Vorstandsmitglieder wird der Aufsichtsrat nicht festlegen. Die Gesellschaft sieht 
keine Veranlassung, eine Art Altersgrenze für den Vorstand vorzusehen, da dem Unternehmen grund-
sätzlich auch die Expertise erfahrener Vorstandsmitglieder zur Verfügung stehen soll und ein allein al-
tersbedingter Ausschluss des Vorstands nicht sachgerecht erscheint. 

Bei der Besetzung von Vorstandspositionen achtet der Aufsichtsrat im Interesse der Gesellschaft haupt-
sächlich auf das Vorhandensein größtmöglicher fachlicher Kompetenzen und zieht erst danach weitere 
Kriterien in Betracht. Aufgrund der Internationalität des Unternehmens wird bei Bewerbern dabei insbe-
sondere auf das Vorhandensein von Schlüsselqualifikationen, sprachlichen Fähigkeiten und Branchener-
fahrungen Wert gelegt. 

 

5.3 Bildung von Ausschüssen 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft hat keine Ausschüsse gebildet. Aufgrund der geringen Anzahl seiner 
Mitglieder wird die Bildung von Ausschüssen, insbesondere eines Prüfungsausschusses und eines Nomi-
nierungsausschusses, vom Aufsichtsrat als nicht notwendig angesehen. Sämtliche Aufgaben dieser Aus-
schüsse werden vom Aufsichtsrat als Gesamtgremium wahrgenommen. 

 

5.4 Zusammensetzung und Vergütung des Aufsichtsrats 

Der Kodex empfiehlt im Punkt 5.4.1, dass der Aufsichtsrat für eine Zusammensetzung konkrete Ziele be-
nennt, die unter Beachtung der unternehmensspezifischen Situation die internationale Tätigkeit des Un-
ternehmens, potenzielle Interessenskonflikte, die Anzahl der unabhängigen Aufsichtsratsmitglieder im 
Sinn von Nummer 5.4.2, eine festzulegende Altersgrenze für Aufsichtsratsmitglieder und eine festzule-
gende Regelgrenze für die Zugehörigkeitsdauer zum Aufsichtsrat sowie Vielfalt (Diversity) berücksichtigen. 

Außer der vom „Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an Führungspositio-
nen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst“ vorgeschriebenen Festlegung von Zielgrößen hat 
der Aufsichtsrat bisher keine konkreten Ziele für seine Zusammensetzung benannt und sieht dies nach 
Abwägung der unternehmensspezifischen Situation zunächst auch nicht vor. Bei der Zusammensetzung 
des Aufsichtsrats wird im Interesse der Gesellschaft hauptsächlich auf das Vorhandensein größtmögli-
cher fachlicher Kompetenzen sowie internationaler Erfahrungen Wert gelegt, erst danach werden wei-
tere Kriterien in Betracht gezogen. 

Bei der Zusammensetzung des Aufsichtsrats achtet die Gesellschaft auf die Unabhängigkeit aller Auf-
sichtsratsmitglieder. 

Die Gesellschaft verzichtet zudem auf die Festlegung einer Altersgrenze für den Aufsichtsrat, da dem 
Unternehmen grundsätzlich auch die Expertise erfahrener Aufsichtsratsmitglieder zur Verfügung stehen 
soll und ein allein altersbedingter Ausschluss nicht sachgerecht erscheint. 

Des Weiteren empfiehlt der Kodex im Punkt 5.4.5, dass die Gesellschaft die Mitglieder des Aufsichtsrats 
bei, für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen, Aus- und Fortbildungsmaßnahmen angemes-
sen unterstützen soll. Grundsätzlich unterstützt die Gesellschaft die Mitglieder des Aufsichtsrats bei an-
gemessenen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen im Rahmen der satzungsgemäßen Auslagenerstattung. 
Da ungeklärt ist, welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit die Unterstützung durch die Gesell-
schaft im Rahmen dieser Kodex-Empfehlung als angemessen angesehen wird, wird vorsorglich eine Ab-
weichung von der Empfehlung erklärt. 



 
 
 
 

 
 

Berlin, den 15.02.2019 

Für den Vorstand 

Martin Müller-Elschner (Vorsitzender des Vorstands) 

 

Für den Aufsichtsrat 

Prof. Dr. Herbert Sonntag (Vorsitzender des Aufsichtsrats) 
Ute Witt 
Uli Mayer-Johanssen 
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